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Text 

Kaufkraftausgleichszulage 

§ 21b. (1) Dem Beamten gebührt, solange für seinen ausländischen Dienstort ein Hundertsatz nach 
Abs. 2 festgesetzt ist, eine Kaufkraftausgleichszulage im Ausmaß dieses Hundertsatzes seines 
Monatsbezuges, seiner Sonderzahlung und seiner Auslandsverwendungszulage. 

(2) Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Europa, Integration und Äußeres hat im 
Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem Bundesminister für öffentlichen Dienst und Sport für 
Dienstorte im Ausland, an denen die Kaufkraft des Euro geringer ist als in Wien, durch Verordnung 
monatliche Hundertsätze für die Bemessung von Kaufkraftausgleichszulagen festzusetzen. Der 
kundgemachte Hundertsatz gilt jeweils für den in der Verordnung festgesetzten Monat. 

(3) Zum Zwecke der Festsetzung der monatlichen Hundertsätze nach Abs. 2 sind die Ergebnisse von 
wirtschaftswissenschaftlichen Kaufkrafterhebungs- und Kaufkraftberechnungsverfahren heranzuziehen, 
die auf möglichst zeitnahen Wirtschaftsdaten beruhen. Können für einzelne Dienstorte 
Kaufkrafterhebungen und Kaufkraftberechnungen auf Grund außerordentlicher Ereignisse im 
Aufenthaltsland nicht oder nur unter Aufbietung unverhältnismäßig hoher Mittel durchgeführt werden, 
sind für diese Dienstorte mit Bedacht auf die Gegebenheiten des jeweiligen Landes Hundertsätze 
näherungsweise festzusetzen. 
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